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#ST# Bekanntmachungen
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Departementen und andern Verwaltungsstellen des Mes,

Verpfändung einer Eisenbahn.
Namens des Verwaltungsrates der Regionalbahn Saignelégier-

Glovelier hat Herr Fürsprech Wyß in Bern das Gesuch gestellt,
es möchte die Verpfändung der im Bau befindlichen, ungefähr
24,6 km. langen Bahnlinie von Saignelégie nach Glovelier samt
Betriebsmaterial und Zubehörden im Sinne des Artikels 9 des
Bundesgesetzes vom 24. Juni 1874 betreffend die Verpfändung
und Zwangsliquidation der Eisenbahnen im I. Rang bewilligt
werden behufs Sicherstellung eines Anleihens im Betrage von
Fr. 550,000, das zur Vollendung der Bahn verwendet werden soll.

Gemäß gesetzlicher Vorschrift wird dieses Begehren hiermit
öffentlich bekannt gemacht und eine mit dem 31. August 1903
ablaufende Frist angesetzt, binnen welcher allfällige Einsprachen
dem Bundesrat schriftlich einzureichen sind.

B e r n , den 11. August 1903.

Im Namen des Bundesrates:
Schweiz. Bundeskanzlei.
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Bürgerrechtserwerbung seitens deutscher Staats-
angehöriger.

Reproduziert.

Der Umstand, daß Deutsche, welche sich um das schweizerische
Bürgerrecht bewerben, eine Urkunde über ihre definitive Entlassung
aus dem deutschen Staatsverbande beibringen, hat für den Fall,
daß deren Bewerbung ohne Erfolg ist, für die Betreffenden folgende
Nachteile :

Eine einfache Zurücknahme der Entlassungsurkunde von Seiten
der deutschen Behörden ist gesetzlich nicht zulässig, vielmehr hat
jeder aus dem deutschen Staatsverbande entlassene Deutsche in
Gemäßheit des deutschen Gesetzes über Erwerb und Verlust der
Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870, § 8, Ziffer 3
und 4, zum Behufe der Wiedererwerbung des ursprünglichen
Indigenates nachzuweisen, daß er in Deutschland an dem Orte,
wo er sich niederlassen will, eine eigene Wohnung oder ein
Unterkommen finde und an diesem Orte nach den daselbst be-
stehenden Verhältnissen sich und seine Angehörigen zu ernähren
im stände sei.

Anderseits hat der Betreffende, weil er nicht mehr im Be-
sitze von Answeisschriften ist, die Ausweisung aus der Schweiz
durch die betreffenden kantonalen Behörden zu gewärtigen.

Künftige Bewerber um das schweizerische Bürgerrecht werden
nun aufmerksam gemacht, daß der Bundesrat für die Erteilung
der Bewilligung zum Erwerb eines schweizerischen Bürgerrechts
nicht die Vorlage einer Urkunde über die Entlassung aus dem
bisherigen Staatsverbande ( E n t l a s s u n g s u r k u n d e ) verlangt,
sondern sich mit einer vorbehaltlosen Erklärung der zuständigen
auswärtigen Behörde darüber, daß für den Fall der Erwerbung
eines schweizerischen Bürgerrechts die Entlassung aus dem frühern
Staatsverbande bewilligt werde (Entlassungs z u S i c h e r u n g ) , be-
gnügt.

Be rn , den 29, Februar 1884.
Schweiz. Bundeskanzlei.



Schweizerisches Bundesarchiv, Digitale Amtsdruckschriften

Archives fédérales suisses, Publications officielles numérisées

Archivio federale svizzero, Pubblicazioni ufficiali digitali

Bekanntmachungen von Departementen und andern Verwaltungsstellen des Bundes.

In Bundesblatt
Dans Feuille fédérale
In Foglio federale

Jahr 1903
Année

Anno

Band 3
Volume

Volume

Heft 34
Cahier

Numero

Geschäftsnummer ---
Numéro d'affaire

Numero dell'oggetto

Datum 26.08.1903
Date

Data

Seite 973-974
Page

Pagina

Ref. No 10 020 672

Das Dokument wurde durch das Schweizerische Bundesarchiv digitalisiert.

Le document a été digitalisé par les. Archives Fédérales Suisses.

Il documento è stato digitalizzato dell'Archivio federale svizzero.


